
 
Allgemeine Verkaufsbedingungen der Cargobull Trailer Store GmbH 

 

 

1. Geltungsbereich, Vertragsabschluss, Übertragung von Rech-
ten und Pflichten des Käufers 
 
1.1 Die Allgemeinen Verkaufsbedingungen gelten für alle von der Car-
gobull Trailer Store GmbH (nachstehend kurz "Verkäufer" genannt) ab-
gegebenen Angebote und mit ihr abgeschlossenen Kaufverträge. Von 
den nachstehenden Bedingungen abweichende Bedingungen des Be-
stellers oder Käufers (nachstehend kurz "Käufer" genannt) wird hiermit 
widersprochen. Abweichungen von diesen Verkaufsbedingungen sind 
nur wirksam, wenn diese vom Verkäufer ausdrücklich schriftlich bestä-
tigt worden sind. 
 
1.2 Diese Bedingungen gelten ausschließlich gegenüber Unterneh-
men, juristischen Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-
rechtlichen Sondervermögen im Sinne des § 310 Abs. 1 BGB. 
 
1.3 Übertragungen von Rechten und Pflichten des Käufers aus dem 
Kaufvertrag bedürfen der schriftlichen Zustimmung des Verkäufers. 
 
1.4 Angebote und Kostenvoranschläge erfolgen freibleibend. 
 
1.5 Der Käufer ist an die Bestellung zwei Wochen gebunden. Der Kauf-
vertrag ist abgeschlossen, wenn der Verkäufer die Annahme der Be-
stellung des Kaufgegenstandes auf dem Bestellformular oder innerhalb 
der o.g. Frist schriftlich bestätigt oder die Lieferung ausgeführt ist. 
 
1.6 Sämtliche Vereinbarungen sind schriftlich niederzulegen. Dies gilt 
auch für Nebenabreden, Haltbarkeits- und/oder Beschaffenheitsgaran-
tien sowie für nachträgliche Vertragsänderungen. 
 
1.7 Zeichnungen, Abbildungen, Maße, Gewicht oder sonstige Leis-
tungsdaten sind nur verbindlich, wenn dies ausdrücklich schriftlich ver-
einbart wird; derartige Angaben sind nicht als Beschaffenheitsgarantien 
zu verstehen.  
 
1.8 Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klar-
stellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten da-
her die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen Bedingungen 
nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen wer-
den. 
 
2. Preise 
 
2.1 Der Preis des Kaufgegenstandes (Kaufpreis) versteht sich ab 
Standort des Kaufgegenstandes ohne Skonto und sonstige Nachlässe 
zuzüglich Umsatzsteuer. Vereinbarte Nebenleistungen wie z.B. Über-
führungskosten werden zusätzlich berechnet. 
 
Bei Lieferungen und Leistungen innerhalb der EU hat der Käufer dem 
Verkäufer vor der Ausführung des Umsatzes seine jeweilige Umsatz-
steuer-Ident.-Nr. mitzuteilen, unter der er die Erwerbsbesteuerung in-
nerhalb der EU durchführt. Bei Lieferungen und Leistungen aus der 
Bundesrepublik Deutschland außerhalb der EU, die nicht vom Verkäu-
fer durchgeführt und veranlasst werden, hat der Käufer dem Verkäufer 
den steuerlich erforderlichen Ausfuhrnachweis beizubringen. Wird der 
Nachweis nicht erbracht, hat er zusätzlich die für die Leistung innerhalb 
Deutschlands zu erhebende Umsatzsteuer vom Rechnungsbetrag zu 
bezahlen. 
 
2.2 Der Abzug von Skonto bedarf besonderer schriftlicher Vereinba-
rung. 
 
3. Zahlung/Zahlungsverzug/Aufrechnung 
 
3.1 Der Kaufpreis, die Preise für Nebenleistungen und verauslagte Kos-
ten sind bei Übergabe des Kaufgegenstandes – spätestens jedoch 8 
Tage nach Zugang der Bereitstellungsanzeige und Aushändigung oder 
Übersendung der Rechnung – ohne Abzüge zur Zahlung in bar fällig. 
 
3.2 Zahlungsanweisungen, Schecks und Wechsel werden nur nach be-
sonderer Vereinbarung und nur erfüllungshalber angenommen. Etwa-
ige Diskont- und Bankspesen gehen zulasten des Käufers. 
 
3.3 Aufrechnungsrechte stehen dem Käufer nur zu, wenn seine Gegen-
ansprüche rechtskräftig festgestellt, unbestritten oder von dem Verkäu-
fer anerkannt sind. Außerdem ist der Käufer zur Ausübung eines 

Zurückbehaltungsrechts nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch 
auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht.  
 
3.4 Bei Zahlungsverzug des Käufers ist der Verkäufer berechtigt, Ver-
zugszinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz der 
Deutschen Bundesbank zu verlangen.  
 
4. Lieferung und Lieferverzug 
 
4.1 Liefertermine oder Lieferfristen, die verbindlich oder unverbindlich 
vereinbart werden können, sind schriftlich anzugeben. Soweit nicht 
ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde, sind die vom Verkäufer 
genannten Termine oder Fristen unverbindlich. Lieferfristen beginnen 
frühestens mit dem Vertragsabschluss. Werden nachträgliche Ver-
tragsänderungen vereinbart, werden vereinbarte Liefertermine oder 
Lieferfristen angemessen verlängert; erforderlichenfalls sind gleichzei-
tig Liefertermine oder Lieferfristen erneut zu vereinbaren. 
 
4.2 Der Beginn der vom Verkäufer angegebenen Lieferzeit setzt die 
Abklärung aller technischen Fragen sowie die rechtzeitige und ord-
nungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Käufers voraus. Die 
Einrede des nichterfüllten Vertrages bleibt vorbehalten. 
 
4.3 Der Käufer kann vier Wochen nach Überschreiten eines unverbind-
lichen Liefertermins oder einer unverbindlichen Lieferfrist den Verkäu-
fer schriftlich auffordern, zu liefern. Mit Zugang der Aufforderung kommt 
der Verkäufer in Verzug. Hat der Käufer Anspruch auf Ersatz eines Ver-
zugsschadens, beschränkt sich dieser bei leichter Fahrlässigkeit des 
Verkäufers auf höchstens 5 % des vereinbarten Kaufpreises. 
 
4.4 Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten und/oder 
Schadensersatz statt der Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer 
nach Ablauf der Frist gemäß Ziffer 4.3 Satz 1 eine angemessene Frist 
zur Lieferung setzen.  Hat der Käufer Anspruch auf Schadensersatz 
statt der Leistung, beschränkt sich der Anspruch bei leichter Fahrläs-
sigkeit auf höchstens 25 % des vereinbarten Kaufpreises. 
 
4.5 Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die Lieferung durch 
Zufall unmöglich, so haftet er mit den vorstehend vereinbarten Haf-
tungsbegrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, wenn der Schaden 
auch bei rechtzeitiger Lieferung eingetreten wäre. 
 
4.6 Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen Lieferanten ein-
tretende Betriebsstörungen, die den Verkäufer ohne eigenes Verschul-
den vorübergehend daran hindern, den Kaufgegenstand zum verein-
barten Termin oder innerhalb der vereinbarten Frist zu liefern, verän-
dern die in Ziffern 4.1 bis 4.5 dieses Abschnittes genannten Termine 
und Fristen um die Dauer der durch diese Umstände bedingten Leis-
tungsstörungen. Führen entsprechende Störungen zu einem Leis-
tungsaufschub von mehr als vier Monaten, kann der Käufer vom Ver-
trag zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte bleiben davon unberührt. 
 
5. Zahlungsansprüche von Unternehmen der Schmitz-Gruppe   
 
5.1 Sollte der Käufer aus anderen Verträgen Zahlungsverpflichtungen 
gegenüber  Unternehmen der Schmitz-Gruppe, insbesondere Schmitz 
Cargobull AG, Schmitz Cargobull Gotha GmbH, Schmitz Cargobull 
Mecklenburg GmbH & Co. KG, Schmitz Cargobull Mitarbeiterbeteili-
gungs-GmbH, Cargobull Cool GmbH & Co. KG, Cargobull Customer 
Center GmbH, Cargobull Finance GmbH (CBF), Cargobull Logistik und 
Service GmbH, Cargobull Parts & Services GmbH (CPS), Cargobull 
Telematics GmbH (CBT), KUBIKx GmbH, TSE Trailer System Engine-
ering GmbH & Co. KG oder Schmitz Cargobull Overseas GmbH haben, 
ist der Käufer verpflichtet, spätestens zum Zeitpunkt der Übergabe des 
Kaufgegenstandes  solche Zahlungsansprüche auszugleichen. Der 
Verkäufer ist berechtigt, die Herausgabe des Kaufgegenstandes an 
den Käufer von dem vorherigen Ausgleich dieser Zahlungsansprüche 
abhängig zu machen.  
 
5.2 Der Verkäufer ist ferner berechtigt, etwaige Forderungen des Käu-
fers, die dieser gegenüber Unternehmen der Schmitz-Gruppe durch 
Lieferungen und Leistungen erlangt hat, mit der eigenen Kaufpreisfor-
derung zu verrechnen. 
 
6. Übernahmebedingungen / Annahmeverzug 
 



 

 

6.1 Gerät der Käufer mit der Abnahme des Kaufgegenstandes länger 
als 14 Tage ab Zugang der Bereitstellungsanzeige in Verzug,  ist der 
Verkäufer berechtigt, Schadensersatz statt der Leistung zu verlangen; 
weitergehende Rechte des Verkäufers bleiben unberührt; insbeson-
dere geht die Gefahr des zufälligen Untergangs und/oder einer zufälli-
gen Verschlechterung der Kaufsache spätestens zu dem Zeitpunkt auf 
den Käufer über, in dem dieser in Annahmeverzug gerät. 
 
6.2 Gerät der Käufer unbeschadet weitergehender Ansprüche des Ver-
käufers mit der Abnahme des Kaufgegenstandes in Verzug, ist der Ver-
käufer berechtigt, Standgebühren je Tag i.H.v. Euro 20 zu verlangen. 
Dieser Betrag ist höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer 
einen höheren oder der Käufer einen geringeren Schaden nachweist. 
 
6.3 Verlangt der Verkäufer Schadenersatz gemäß vorstehender Ziff. 
6.1, so beträgt dieser 15 % des Kaufpreises. Der Schadenbetrag ist 
höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer einen höheren 
oder der Käufer einen geringeren Schaden nachweist. 
 
6.4 Macht der Verkäufer von den Rechten gemäß vorstehender Ziffern 
6.1 und 6.3 keinen Gebrauch, kann er über den Kaufgegenstand frei 
verfügen und unbeschadet weitergehender gesetzlicher und/oder ver-
traglicher Ansprüche, wie insbesondere Schadensersatzansprüche, an 
dessen Stelle binnen angemessener Frist einen gleichartigen Kaufge-
genstand zu den Vertragsbedingungen liefern. 
 
7. Eigentumsvorbehalt 
 
7.1 Der Verkäufer behält sich das Eigentum an dem Kaufgegenstand 
bis zum Eingang aller Zahlungen aus der Geschäftsverbindung mit dem 
Käufer vor. 
 
7.2 Während der Dauer des Eigentumsvorbehalts steht das Recht zum 
Besitz der Zulassungsbescheinigung Teil II (Fahrzeugbrief) dem Ver-
käufer zu. Der Käufer ist verpflichtet, bei der Zulassungsstelle schriftlich 
zu beantragen, dass der Fahrzeugbrief dem Verkäufer ausgehändigt 
wird. 
 
7.3 Auf Verlangen des Käufers ist der Verkäufer zur Freigabe von Si-
cherheiten nach Wahl des Verkäufers verpflichtet, wenn deren realisier-
barer Wert 10% der zu sichernden Forderungen des Verkäufers über-
steigt. 
 
7.4 Liefert der Verkäufer nur Aufbauten, so besteht der Eigentumsvor-
behalt am Kaufgegenstand, wenn dieser durch Lösen von Schrauben- 
und Bolzenverbindungen vom Fahrzeugunterbau gelöst werden kann. 
Der Käufer erkennt an, dass der Kaufgegenstand nicht wesentlicher 
Bestandteil des Fahrzeuges ist oder wird. 
 
7.5 Liefert der Verkäufer Aufbauten, die derart mit dem Unterbau 
und/oder dem übrigen Fahrzeug verbunden sind, dass sie nicht durch 
Lösen von Schrauben- oder Bolzenverbindungen abgenommen wer-
den können oder liefert er Zubehör (Ladebordwände, Kühlaggregate, 
Sattelkupplungen usw.), so gilt: 
 
7.5.1 Wenn das für die Montage des Aufbaus oder den Einbau des Zu-
behörs bestimmte Fahrzeug im Vorbehalts- oder Sicherungseigentum 
eines Dritten steht: 
Der Käufer hat dafür zu sorgen, dass der Dritte dem Verkäufer Vorbe-
halts-, Miteigentum- bzw. Sicherungsmiteigentum einräumt. Er hat dar-
über eine schriftliche Erklärung des Dritten beizubringen. Der Verkäufer 
erhält alleiniges Vorbehalts- oder Sicherungseigentum, wenn das 
Recht eines Dritten endet. Der Käufer hat sicherzustellen, dass der 
Dritte die Zulassungsbescheinigung Teil II (KFZ- oder Anhängerbrief) 
dann direkt dem Verkäufer aushändigt. Der Verkäufer ist berechtigt, 
sich wegen der Vereinbarung und späteren Abwicklung des Vorbe-
halts- bzw. Sicherungsmiteigentums unmittelbar mit dem Dritten in Ver-
bindung zu setzen. 
 
7.5.2 Wenn das für die Montage des Aufbaus oder Einbau des Zube-
hörs bestimmte Fahrzeug im Eigentum des Käufers steht: 
Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer das Sicherungseigentum an 
dem gesamten Fahrzeug einschließlich Aufbau zu übertragen und wäh-
rend der Dauer des Sicherungseigentums im Verhältnis zum Verkäufer 
das Fahrzeug lediglich leihweise zu benutzen. Die Sicherungsübereig-
nung und die Vereinbarung des Leihverhältnisses gelten als vollzogen, 
wenn das Fahrzeug dem Käufer zwecks Übernahme unter 

Zurückbehaltung der Zulassungsbescheinigung Teil II (Kfz- oder An-
hängerbrief) ausgehändigt wird. 
 
7.6 Während der Dauer des Eigentumsvorbehalts oder Sicherungsei-
gentums ist der Käufer zum Besitz und Gebrauch des Kaufgegenstan-
des bzw. des dem Eigentumsvorbehalt oder Sicherungseigentums ent-
sprechend vorst. Ziffern unterliegenden Gegenstandes berechtigt, so-
lange er seinen Verpflichtungen insbesondere aus dem Eigentumsvor-
behalt oder Sicherungseigentum gem. der nachfolgenden Bestimmun-
gen dieses Abschnitts nachkommt und sich nicht in Zahlungsverzug 
befindet. Der Verkäufer kann den Kaufgegenstand heraus verlangen, 
wenn der Käufer seinen vertraglichen Verpflichtungen trotz Abmah-
nung nicht nachkommt. 
 
7.6.1 Die Rücknahme der Kaufsache durch den Verkäufer stellt keinen 
Rücktritt vom Vertrag dar, es sei denn, der Verkäufer hätte dies aus-
drücklich schriftlich erklärt. 
 
7.6.2 Bei Zahlungsverzug des Käufers kann der Verkäufer durch schrift-
liche Erklärung vom Kaufvertrag zurücktreten unbeschadet weiterge-
hender gesetzlicher Ansprüche. Hat der Verkäufer darüber hinaus An-
spruch auf Schadenersatz statt der Leistung und nimmt er den Kaufge-
genstand wieder an sich, sind Verkäufer und Käufer sich darüber einig, 
dass der Verkäufer den gewöhnlichen Verkaufswert des Kaufgegen-
standes im Zeitpunkt der Rücknahme vergütet. Auf Wunsch des Käu-
fers, der nur unverzüglich nach Rücknahme des Kaufgegenstandes ge-
äußert werden kann, wird nach Wahl des Käufers ein öffentlich bestell-
ter und vereidigter Sachverständiger, z.B. der Deutschen Automobil 
Treuhand GmbH (DAT), den gewöhnlichen Verkaufswert ermitteln. Der 
Käufer trägt sämtliche Kosten der Rücknahme und Verwertung des 
Kaufgegenstandes. Die Verwertungskosten betragen ohne Nachweis 5 
Prozent des gewöhnlichen Verkaufswertes. Sie sind höher oder niedri-
ger anzusetzen, wenn der Verkäufer höhere oder der Käufer niedrigere 
Kosten nachweist. 
 
7.7 Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, ist vorbehaltlich der Re-
gelung gem. nachstehender Ziff. 7.11 nur mit vorheriger schriftlicher 
Zustimmung des Verkäufers eine Veräußerung, Verpfändung, Siche-
rungsübereignung, Vermietung oder anderweitige, die Sicherung des 
Verkäufers beeinträchtigende Überlassung oder Veränderung des 
Kaufgegenstandes zulässig. 
 
7.8 Bei Zugriffen von Dritten, insbesondere bei Pfändungen des Kauf-
gegenstandes oder bei Ausübung des Unternehmenspfandrechtes ei-
ner Werkstatt, hat der Käufer dem Verkäufer unverzüglich eine schrift-
liche Mitteilung zu machen, sowie den Dritten unverzüglich auf den Ei-
gentumsvorbehalt des Verkäufers hinzuweisen. Der Käufer trägt alle 
Kosten, die zur Aufhebung des Zugriffs und einer Wiederbeschaffung 
des Kaufgegenstandes oder Sicherungsgutes aufgewendet werden 
müssen, soweit sie nicht von Dritten eingezogen werden können. 
 
7.9 Wurde der Abschluss einer Vollkaskoversicherung vereinbart, hat 
der Käufer diese unverzüglich für die Dauer des Eigentumsvorbehalts 
mit einer angemessenen Selbstbeteiligung abzuschließen mit der Maß-
gabe, dass die Rechte aus dem Versicherungsvertrag dem Verkäufer 
zustehen. Der Käufer ermächtigt den Verkäufer, für sich einen Siche-
rungsschein über die Fahrzeugvollversicherung zu beantragen und 
Auskunft über das vorgenannte Versicherungsverhältnis einzuholen. 
Kommt der Käufer dieser Verpflichtung trotz schriftlicher Mahnung des 
Verkäufers nicht nach, kann der Verkäufer selbst eine Vollkaskoversi-
cherung auf Kosten des Käufers abschließen, die Versicherungsprämie 
verauslagen und als Teile der Forderung aus dem Kaufvertrag einzie-
hen. Diese Leistungen aus der Vollkaskoversicherung sind - soweit 
nichts anderes vereinbart ist - in vollem Umfang für die Wiederinstand-
setzung des Kaufgegenstandes bzw. Sicherungsgutes zu verwenden. 
Verzichtet bei schweren Schäden der Verkäufer auf eine Instandset-
zung, so wird die Versicherungsleistung zur Tilgung des Kaufpreises, 
der Preise für Nebenleistungen sowie für vom Verkäufer verauslagte 
Kosten verwendet. 
 
7.10 Der Käufer hat die Pflicht, den Kaufgegenstand während der 
Dauer des Eigentumsvorbehalts in ordnungsgemäßem Zustand zu hal-
ten und alle vom Verkäufer vorgesehenen Wartungsarbeiten  und er-
forderlichen Instandsetzungen unverzüglich - abgesehen von Notfällen 
- vom Verkäufer oder von einer für die Betreuung des Kaufgegenstan-
des vom Hersteller anerkannten Werkstatt ausführen zu lassen. 
 



 

 

7.11 Wenn der Verkäufer dem Käufer die Weiterveräußerung gestattet, 
ist der Käufer berechtigt, die unter Eigentumsvorbehalt gemäß vorste-
hender Ziff. 7.1 gelieferte Kaufsache im ordentlichen Geschäftsgang 
weiter zu verkaufen; er tritt dem Verkäufer jedoch bereits jetzt alle For-
derungen ab, die dem Käufer aus der Weiterveräußerung gegen seine 
Abnehmer oder Dritte erwachsen, unabhängig davon, ob die Kaufsa-
che ohne oder nach Verarbeitung weiter verkauft worden ist und zwar 
in Höhe des Faktura-Endbetrages (einschließlich MwSt.) der Forderun-
gen des Verkäufers. Zur Einziehung dieser Forderung bleibt der Käufer 
auch nach der Abtretung ermächtigt. Die Befugnis des Verkäufers, die 
Forderungen selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Der Verkäu-
fer verpflichtet sich jedoch, die Forderung nicht einzuziehen, solange 
der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten Er-
lösen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug gerät und insbesondere 
kein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder 
Zahlungseinstellung vorliegt. Ist aber dies der Fall, so kann der Verkäu-
fer verlangen, dass der Käufer dem Verkäufer die abgetretenen Forde-
rungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderli-
chen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und 
den Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt. 
 
8.  Sachmängel 
 
8.1 Der Verkauf erfolgt unter Ausschluss jeglicher Sachmängelansprü-
che.  
 
8.2 Der Ausschluss von Sachmängelansprüchen in Ziff. 8.1 gilt nicht für 
sachmangelbedingte Ansprüche auf Schadensersatz, die auf einer 
grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Ver-
käufers, seines gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen 
beruhen sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. Un-
abhängig von einem Verschulden des Verkäufers bleibt eine etwaige 
Haftung des Verkäufers bei arglistigem Verschweigen eines Mangels, 
aus der Übernahme einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos und 
nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 
 
8.3 Angaben über Leistungen, z.B. Geschwindigkeiten, Kühlleistungen, 
Betriebskosten, Maße und Gewichte usw. des Kaufgegenstandes sind 
als annähernd zu betrachten; darin sind keine Garantien über die Be-
schaffenheit zu sehen. Etwas anderes gilt nur dann, wenn schriftlich 
eine ausdrückliche Beschaffenheitsgarantie abgegeben wurde. 
 
9. Haftung für sonstige Schäden 
 
9.1 Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Ziff. 4 „Lieferung und Lie-
ferverzug“ abschließend geregelt. 
 
9.2 Für sonstige Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer, die 
nicht in Ziff. 8 „Sachmängel“ geregelt sind, gilt:  
 
Hat der Verkäufer für einen Schaden aufzukommen, der leicht fahrläs-
sig verursacht wurde, so haftet der Verkäufer beschränkt: die Haftung 
besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa sol-
cher, die der Kaufvertrag dem Verkäufer nach seinem Inhalt und Zweck 
gerade auferlegen will oder deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Kaufvertrages überhaupt erst ermöglicht und auf de-
ren Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut und vertrauen darf. 
Diese Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss vorhersehbaren typi-
schen Schaden begrenzt.  
 
9.3 Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der gesetzlichen Ver-
treter, Erfüllungsgehilfen und Betriebsangehörigen des Verkäufers für 
von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte Schäden.  
 
9.4 Die Regelung in Ziff. 8.2 gilt entsprechend. 
 
10. Exportkontrolle/Embargoklausel 
 
10.1 Der Käufer von Gütern des Verkäufers ist verpflichtet, zusätzlich 
zu den Exportvorschriften seines Staates die Exportkontroll- und Em-
bargo-Vorschriften der EU sowie die EU-Sanktionslisten zu beachten, 
und zwar selbst dann, wenn er weder in der EU ansässig noch EU-
Bürger ist. Zusätzlich kann die Beachtung entsprechender Vorschriften 
der USA und von US-Sanktionslisten hinzukommen, falls der entspre-
chende US-Nexus besteht. Im Fall von Weiterlieferungen oder Weiter-
verkäufen ist der Käufer verpflichtet zu prüfen, ob hierfür güter- oder 
personenbezogene Handelsbeschränkungen aufgrund vorstehender 

Exportvorschriften bestehen, und diese Handelsbeschränkungen ein-
zuhalten.  
 
10.2 Der Käufer hat alle nach vorstehender Ziffer 10.1 notwendigen ex-
portrechtlichen Genehmigungen für die Ausfuhr oder Verwendung des 
Kaufgegenstandes zu beschaffen. 
 
10.3 Der Verkäufer ist berechtigt, die vertraglich vereinbarte Leistung 
zu verweigern oder – nach Fristsetzung mit Ablehnungsandrohung - 
vom Vertrag zurückzutreten, soweit der Käufer gegen Exportvorschrif-
ten nach den Ziffern 10.1 und 10.2 verstößt. Das gleiche gilt ungeachtet 
einer Zuwiderhandlung durch den Käufer, wenn der Verkäufer durch 
die Vertragsdurchführung demnächst gegen Exportvorschriften nach 
Ziffer 10.1 verstoßen würde. Dem Käufer stehen in diesen Fällen keine 
Schadensersatzansprüche oder sonstige Ansprüche in Zusammen-
hang mit der berechtigten Ausübung des Leistungsverweigerungs- 
oder Rücktrittsrechts durch den Verkäufer zu. 
 
10.4 Im Falle von vorsätzlichen oder fahrlässigen Verstößen gegen die 
in den vorstehenden Ziffern 10.1 und 10.2 genannten Pflichten stellt der 
Käufer den Verkäufer von allen Ansprüchen, die von Behörden oder 
sonstigen Dritten gegenüber dem Verkäufer wegen der Nichtbeachtung 
der in den vorstehenden Ziffern 10.1 und 10.2 geregelten Verpflichtun-
gen durch den Käufer geltend gemacht werden, in vollem Umfang frei 
und verpflichtet sich, dem Verkäufer sämtliche in diesem Zusammen-
hang entstehende Schäden und Aufwendungen zu erstatten. Der Käu-
fer ist verpflichtet, dem Verkäufer unverzüglich alle zur Verteidigung ge-
gen derartige Ansprüche erforderlichen Unterlagen und Informationen 
zur Verfügung zu stellen. Verlangt eine zuständige Behörde vom Ver-
käufer die Vorlage von Dokumenten, die eine Mitwirkung des Käufers 
erfordert (z.B. Endverbleibserklärungen, Importzertifikate, etc.), so ist 
der Käufer verpflichtet, auf Aufforderung des Verkäufers die Doku-
mente oder sonstige hierfür erforderlichen Informationen beizubringen 
und dem Verkäufer rechtzeitig zu überlassen. 
 
11. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anwendbares Recht 
 
11.1 Erfüllungsort ist der Sitz des Verkäufers. 
 
11.2 Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der 
Geschäftsverbindung mit Kaufleuten, juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts oder öffentlich rechtlichen Sondervermögen, einschließ-
lich Wechsel- und Scheckforderungen, ist zuständig das Amtsgericht 
Steinfurt bzw. das Landgericht Münster. Der Verkäufer ist darüber hin-
aus berechtigt, seine Ansprüche an dem allgemeinen Gerichtsstand 
des Käufers geltend zu machen. 
 
11.3 Für alle Rechtsbeziehungen zwischen Verkäufer und Käufer gilt 
ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Anwen-
dung des UN-Übereinkommens über Verträge über den internationalen 
Warenkauf vom 11.04.1980 (UN-Kaufrecht; BGBl. 1989 II. S. 588 f) und 
der UNCITRAL-Konvention über international gezogene Wechsel und 
internationale Eigenwechsel vom 09.12.1988 ist ausgeschlossen. 
 
11.4 Sollte eine Bestimmung in diesen Verkaufsbedingungen oder eine 
Bestimmung im Rahmen sonstiger Vereinbarungen unwirksam sein 
oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit aller sonstigen Bestim-
mungen oder Vereinbarungen nicht berührt. 
 
 
Stand November 2023 
 
 


